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Die Niederlage der Srotwucherregierung .
Reichswirtschaftsrat gegen Getreidemindestzölle .

Die Beratungen im Reichswirtschaftsrat über die Frage
der Getreidezölle sind abgeschlossen . Die Beschlüsse des Zoll -
ausschufses des Reichswirtschaftsrates , die eine Zerschlagung
der Regierungsvorloge bedeuten , haben wir im Morgenblatt
bereits mitgeteilt . Nunmehr liegt der ausführliche B e-

r i ch t des um sechs vom Ausschuß für Landwirtschast und

Ernährung delegierte Mitglieder verstärkten Zolltarifaus -
schusfes vor . Dieser Bericht unterstreicht die Beschlüsse , die der

Zollausschuß in der Frage der Getreidezölle gefaßt hat .

Die Getreidezollvorlage der Regierung ist zum

Angelpunkt der syge nannten kleinenZoll -

vorläge geworden . Die Rechtsregierung hat sich dem

Druck der agrarischen Interessen gefügt und hat den Getreide -

zoll in die kleine Zollvorlage hineingearbeitet . Damit erhielt
diese Vorlage , die als handelspolitisches Instrument zur
Herbeisührung langfristiger Handelsverträge gedacht war und
deren Kompensationszölle eine Waffe in der Hand der Unter -

Händler sein sollten , ein völlig verändertes Gesicht . Sie wurde
in der Frage der Agrarzölle zu einem grundsätzlichen
Be kennt nis zum Schutzzoll . Die Regierung hat es

bisher vermieden , eine grundsätzliche Erklärung über ihre
bandelspolitische Zielsetzung abzugeben . Indem sie gebundere
Getreidczölle in die kleine Zollvorlage hineinarbeitete , hat sie
erkennen lassen , daß sie zum mindesten in cher Frage der Ge -

treidezölle grundsätzlich am Schutzzollsystem
festhalten will .

Der R e i ch s w i r t s ch a f t s r a t ist der Regierung auf
diesem Wege n i ch t g c f o l g t. Er hat nachdrücklich die Ein -

sührlmg von Getreidemindestzöllen abgelehnt . Die Regierung
bat demnach im Reichswirtschaftsrat eine grundsätzliche
Niederlage erlitten .

Der Bericht des Zollausfchuffes des Reichswirtschaftsrats
ist aber auch nach einer anderen Richtung hin von großer
Bedeutung . Es war nicht möglich , in diesem Ausschuß eine

gutachtliche Mchrheitsmeinung zu erzielen , nicht
nur nicht über die Zweckmäßigkeit der vorgeschlagenen und

anzuwendenden handelspolitischen Mittel , sondern auch nicht
über die wirtschaftlichen Grundtatfachcn , von denen jede han -

dclspolitische Erwägung ausgehen muß . Nicht einmal über

Tatsachen , die beim Vorhandensein genauer Statistiken rech -
nerisch einwandfrei festzustellen sein müßten , konnte eine

übereinstimmende Meinung der Gutachter erzielt werden !

Diese Tatsache läßt erkennen , wie wenig spruchreif diese
Fragen heute noch sind . Sie läßt aber auch erken -

nen , wie viel versäumt worden ist ! Die Reichs -
Ministerien haben für die wissenschaftliche Klärung der tatsäch -
lichcn Unterlagen für die künstige deutsche Handelspolitik nichts
getan . Sie haben unter dem Druck der Interessenten in ge -
wissem Sinne diese Klärung sogar sabotiert , obgleich die
Wissenschaft sich seit langer Zeit mit diesem Problem be -
schäftigt hat . Trotz dieser Sachlage will die Regierung nach
einem zeitlich festbestimmten Plan die Zollvorlage bi s zum
18 . Juli im Reichstag durchgepeitscht haben . In
einem Augenblick , wo Deutschland seine Handelspolitik auf
Jahrzehnte hinaus neu fundieren muß . will die Regierung
ohne Klärung der wirtschaftlichen Tatsachen im Gegensaft zur
obersten begutachtenden wirtschaftlichen Institution diese Neu -
fundierung nach den Gesichtspunkten eines eng umschriebenen
Interessentenkreises vornehmen .

Der öericbt öes Reichswirtschastsrates .
Der Bericht des Zollausschusses des Reichswirtschaftsrates .

der von den Herren Georg Bernhard , Eggert .
Dr . v. M a h n k e und Hamm forniuliert ist , zerfällt in zwei
Teile . Der erste Teil beschäftigt sich mit der Prüfung " der
wirtschaftlichen Tatsachen , der zweite Teil mit der Zweck -
Mäßigkeit der vorgeschlagenen handelspolitischen Miitel .
lieber das wirtschaftliche Ziel , die Notwendigkeit
einer leistungsfähigen Landwirtschaft für intensiven Betrieb ,
herrschte E i n v e r st ä n d n i s . Ueber die Tatsachen und
die Zweckmäßigkeit der Mittel aber nicht . Der Be -

richt stellt fest :
« Die Meinungen gingen ober darüber auseinander , ob und in

welchem Umfange die deutsche Landwirtschaft in der Lage sei , den

heimischen Bedarf zu decken und ob der Zollschutz ein geeig -
netes Mittel wäre,�der deutschen Landwirtschaft die Grund -
lagen für eine stärkere Intensivieiung zu schaffen . "

' *
Kreditnot und Zölle .

Weder die wisienschaftliche Sachvcrständigenvernehmung
noch die Erörterungen innerhalb des Ausschusses haben zu
einer einheitlichen Auffassung über die Gesamtlage der
deutschen Landwirtschaft geführt . Von allen
Seiten wurde anerkannt , daß eine Reihe landwirtschaftlicher
Betriebe notleidet . Ueber die Ursachen und die B e d e u -
t u n g dieser Erscheinung gingen nach dem Bericht die Mei -
nungen auseinander :

« Während die Vertreter der Landwirtschaft in diesen Vechält -
niLes das Kennzetchen einer sPezrfüscheu g euereU es Not »

läge ihres Wirtschaftszweiges erblicken , betont die Mehrheit der

Ausschußmitglieder , daß es sich hier nicht um eine Not der Landwirt -

schaft im allgemeinen , sondern nur um die Notlage ge -
wisser landwirtschaftlicher Betriebe handle , und

daß in einer ähnlichen Notlage sich außerordentlich viele

industrielle Betriebe befinden . Diese Notlage sei zurückzu -
führen auf den sich überoll geltend machenden Mangel an Betriebs -

kapital , und es fei zuzugeben , daß die Erlangung kurzfristiger Kredite

für die Landwirtschaft noch schwerer sei als für die Industrie , und

daß außerdem diese . Kreditform durch die mit ihr verbundene Un -

sicherheit und höheren Kosten für die Landwirtschaft durchaus unge -
eignet fei , schon deshalb , weil der Landwirt fein Kapital langsamer
umschlägt , als der Industrielle und der Kaufmann , und daher die

Rückzahlung nicht fundierten Kredits für ihn erheblich schwerer ist .
Es müsse deshalb diesem Uebel durch eine großzügige Kredit -

a k t i o n für die Landwirtschaft abgeholfen werden . Außerdem sei

zu erstreben die Reduktion oder Aufhebung der Umsatz -
st euer für landwirtschaftliche Produkte . Dagegen
sei durch Zölle und durch Erhöhung der landwirtschaftlichen Preise
überhaupt dieses Uebel nicht zu beheben . "

Die Arbeitnehmervertreter wiesen außerdem
mit allem Nachdruck auf die Entschuldung der Land -

Wirtschaft gegenüber der Vorkriegszeit hin . Die land -

wirtschaftlichen Vertreter bestritten die Richtigkeit dieser An -
gaben und stützten sich auf das Fehlen einer exakten
Statistik .

Zölle und Kapitalbildung .
Die landwirtschaftlichen Vertreter forderten Schutzzölle ,

um durch hohe Preise den landwirtschaftlichen Betrieben die

Möglichkeit der Kapitalansammlung und Schuldenrückzahlung
zu gewähren . Sie begegneten nach dem Bericht starken
Widerspruch :

« Gegen diese Ausfassung machte sich ein st a r k e r Wider -
s p r u ch . im Ausschuß geltend . Die Ermäßigung der Lasten aus
der augenblicklichen landwirtschaftlichen Verschuldung müßte durch
die Fundierung der Kredite zu mäßigeren Zinsen herbeigeführt
werden . Aber auch , wenn man der Landwirtschaft höhere
Preise zugestehen wollte , so würde man zwar durch die Ein -
führung von Zöllen der Landwirtschaft die Möglichkeit geben , ihr
Getreide zu höheren Preisen anzubieten ; sie würde jedoch für ein
solches Angebot keine Ausnahme finden , well die breite Masse der
deutschen Bevölkerung insolge der ohnehin schon sehr niedrige ! »
Kauskrast auf höhere Preise mit einer Einschränkung des Verbrauchs
reagieren müßte . Es bestehe mithin die Wahrscheinlichkeit , daß unter
diesen Umständen der landwirtschaftliche Zoll nicht zur Intensivierung
der landwirtschaftlichen Betriebe , sondern zu einer durch Absalz -
mangel erzwungenen weiteren Extensivierung führe . "

Tie Preisschere .
Ueber die Frage , ob die «Preisschere " , das für die Land -

Wirtschaft ungünstige Verhältnis zwischen Preisen von Indu -
strieprodukten und Agrarprodukten , immer noch bestehe , konnte
ebenfalls keine übersineinftimmende Meinung herbeigeführt
werden . Die landwirtschaftlichen Vertreter erklärten , daß die
Preisscheerc noch immer stark zuungunsten der Landwirtschaft
geöffnet sei. Diese Auffassung wurde von der Mehrheit der
Ausschußmitglieder bestritten . Nach ihrer Ansicht habe sich die
Preisschere im Laufe der letzten Monate immer schneller ge -
schlössen.

Das Kernproblem .
Der Ausschuß hat weiter die Frage geprüft , ob die

Weltmarktpreise den deutschen Produktions -
bedingungcn angemessen seien und ob sie der
deutschen Landwirtschast den Getreidebau bei intensiver
Grundlage gestatten . Die Mehrheit des Ausschusses stützte
sich auf das Gutachten von Prof . S e r i n g. Der Bericht
sagt darüber :

Die Gegner der Getreidezölle im Ausschuß machten
geltend , daß ein Zoll auf Getreide sich nur dann rechtfertigen lasse ,

Die Paktnote übergeben .
Veröffentlichung am Tonnerstag .

Die französische Antwortnote aus den deutschen vor -
schlag vom Februar d. 3. bclrcssend Abschluß eines g e g e n s e i t i -
gen Garanlievcrtrages für die Grenzen zwischen Deutsch¬
land . Belgien und Frankreich ist heule mittag 12 Ahr dem Reichs -
minister des Aeußern übergeben worden . Sic wird am ,
Donnerslog veröffentlicht werden .

ch
Der Schlußbericht der Interalliierten Äilitärkontrollkom »

Mission über die Generalinspektion ist jetzt im Besitz der Reichs -
regierung . Der Bericht ist etwa d o p p e l t s o long als der seiner -
zeit von Havas veröffentliche Auszug ; er enthält noch eine große
Anzahl bisher nicht veröffentlichter Behauptungen , die ober nach
Ansicht der zuständigen deutschen Stellen die Schlußfolgerungen
jenes Auszugs umfoinehr als unberechtigt erscheinen lassen
Eine deutsche amtliche Veröffentlichung , die das gesamte Material
i » drejer Frage zusammenstellt , » ach Ende dieser Dache erscheinen . I

wenn eine Konkurrenz vom Auslande drohe , die sich auf
niedriger « Produktionskosten stützen könne , als im In *
land erforderlich seien . Denn nur zur Ausgleichung solcher Pro »
duktionskostenunterschiede sei der Zoll ein geeignetes Mittel .

Dieser Grund zur Wiedereinführung von Getreidezöllen sei I

augenblicklich jedoch nicht gegeben .

Der auch in landwirtschaftlichen Kreisen als Autorität anerkannte

Sachverständige S e r i n g habe in ausführlichen Darlegungen für
eine große Mehrheit der Ausschußmitglieder überzeugend nachge .
wiesen , daß die Krise der Landwirtschast nicht mehr durch das aus *

iäudische Angebot , sondern durch die Veränderungen in der Getreide -

nachfrage hervorgerufen worden sei . Nach seinem Gutachten seien

die� Verhältnisse , die in den Jahren 1879 bis 1902 die Einführung
von Getreidezöllen in Deutschland erforderlich machten , ganz
exzeptioneller Natur gewesen . Es fei in den überseeischen Ländern
in jenen Jahren ganz unvermittelt jungfräulicher Boden in Riesen -
dimensionen in Bebauung genommen worden , die extensive Wirt »

schaflsmöglichkeit jener Gegenden habe ein starkes Angebot zu
billigen Preisen geschaffen , dem der deutsche Ackerbau nicht hätt «

ohne Zollschutz standhalten können .

Durch den Weltkrieg hätten die Verhältnisse «ine wesenllichs

Veränderung erfahren . Im Weltkriege sei naturgemäß das aus «

löndische Angebot ausgeschaltet gewesen . Inzwischen sei die übev «

seeische Bevölkerung so sehr gestiegen , daß die Inangriffnahme
neuen Bodens damit nicht habe Schritt halten können . Trotz de»!

dadurch eingetretenen Preissteigerung für Getreide aus dem Welt »
markt sei. es nicht einmal möglich gewesen , die überseeische land »

wirtschaftliche Produktion im bisherigen Umfange aufrecht zu ev «

halten , weil die ollgemeine Erhöhung der Lebenshaltung in jenew
Ländern die Produktionskosten gesteigert habe . Es trete deshalb
jetzt wieder das Gesetz in Kraft , nach dem , von gewissen Eruptions »
Perioden abgesehen , sich in den Preisen lebensnotwendiger Pro -
dukte eine Tendenz zu kontinuierlicher Steigerung bemerkbar mache .
Im Augenblick seien die Unkosten der überseeischen Produktion
mindestens ebenso hoch wie die Produktionskosten in Deutschland -
Eine Gefahr für den deutschen Getreidebau bestehe daher nicht , und

er sei der Ansicht , daß der augenblickliche Weltmarktpreis auch der

deutschen Landwirtschaft den Getreidebau bei intensiver Grundlage
mit Ruhen gestatte .

« Als Ergebnis dieser gründlichen und ins einzelne gehende «
Aussprache muß festgestellt werden , daß die Mehrheit des Aus -

schusfes zurzeit eine Bedrohung des inländischen Getreidemarkte «

durch die ausländischen Konkurrenzverhältnisse als nicht gegebe «

ansah . "

Die Gutachter , die der Ansicht von Prof . Sering nicht

gefolgt sind , wiesen darauf hin , daß Sering für seine Per -
ipektiven keine volle Gewißheit geben könne . Sie forderten
deshalb für alle Fälle einen präventiven Zollschutz
gcgenübereinem, . etwa " eintretendenWechsel
der Konjunktur . Damit stellten sie sich auf den Boden
des grundsätzlichen Bekenntnisses zum Ge -

tr e i d e s ch u tz z o l l , das den Kern der Regierungsvorlage
bildet . Die Mehrheit des Ausschusses ist ihnen nicht gefolgt .
für sie ist die Frage der Getreidejölle nicht eine grundsätzliche
Frage , sondern eine Frage , die nach den gegebenen Wirtschaft -
lichen Tatsachen entschieden werden muß , und die Tatsachen
sprechen zurzeit nicht für die Notwendigkeiteines
Getreideschutzzolles .

Zölle und Inlandsmarkt .

Die letzte Grundtatsache , die zu prüfen war , war die Frage .
wie die Getreidezölle aus die Inlandspreise wirken
würden . Die Arbeit ikehmeroertreter betonten , daß
sie eine Belastung des inländischen Konsums
herbeiführen müßten , die angesichts des allgemeinen Preis -
standes in Deutschland nicht mehr erträglich sei . Boa
anderer Seite w« rde zugegebcn , daß der landwirtschaftliche
Zoll gewissen Kreisen der Bevölkerung zweifellosOpfer
auferlege , daß ober diese Opfer vorübergehend gebracht
werden müßten . Dagegen wurde von mehreren Ausschußmit -
gliedern Widerspruch erhoben . Ihre Anschauung saßt
der Bericht in folgenden Sätzen zusammen :

« Am wichtigsten für die innere Wirkung der Getreidezöll « sei
aber die Tatsache , daß auch von den meisten wissenschaftlichen
Sachverständigen

die geringe Konsumsähigkeit des deutschen Marktes festgestellt

sei . Diese geringe Konsumfähigkeit bedrohe nicht nur die Landwirt »

schaft , sondern gerade auch die Industrie . Die Wirkung
einer Erhöhung der Getreidezölle könnte unter anderen Verhält -
nissen durch eine allgemeine Erhöhung der Löhne ausgeglichen
werden . Die Industrie , die ihre Preise abbauen soll und selbst
unter Absatzschwierigkeiten leide , würde kaum zu einer

durchgängigen Erhöhung der Löhn « bereit und in
der Lage sein .

Znfotgedesiea bedeute die Belastung de » inländischen Konsums
durch G- treidzölle eine Herabsetzung des Reallohnes .

Abgesehen davon , daß duxch den geminderten Reallohn die Land -

Wirtschaft selbst nicht den von ihr erwarteten größeren Absatz aus
dem Inlandsmarkt finden werde , würde der Umsatz der In .
dustrie werter verringert werden , der industriell «



Preisabbau werde erschwert , und dadurch müßten auch
wieder unerwünscht « nachteilig « Wirkungen auf die P r o d u k -

tionskosten der Landwirtschaft selbst eintreten . "

Der GetreiüeschutzzoU zweckmäßig oder nicht !
Nach der Prüfung der wirtschaftlichen Erundtatsachen

beschäftigte sich der Ausschuß mit den positiven Borschlägen
der Regierungsvorlage . Das Ergebnis seiner Abstimmungen
haben wir bereits mitgeteilt : Ablehnung der Mini -

malzöll « , keine Einigung über die autonomen

Zollsätze .
Die Mindcstzölle .

Die landwirtschaftlichen Vertreter setzten sich für die Bei

beHaltung des Grundsatzes der Bindung von Zollsätzen als

unbedingt notwendig ein . Sie fanden jedoch keine Mehrheit
» Die Mehrheit des Ausschusses schloß sich den Ausführungen der

landwirtschaftlichen Vertreter nicht an . Ein Antrag :
» Der verstärkte Zolltarifausschuß des vorläufigeo Reichswirt -

schaslsrats lehnt die Bindung in der Kleinen Zolltarisoorlag « ab¬
wurde mit 16 zu 8 Stimmen angenommen .

Für diesen Antrag stimmten zunächst die grundsätzlichen
Gegner jedes landwirtschaftlichen Schutzzolls , die

konsequent erst recht gebundene Zölle ablehnen . Eine kleine Gruppe
der Zustimmenden war zwar bereit . VerhondlungszSlle auch
für Getreide zu bewilligen , sie sprach sich jedoch gegen die Bin -

dung von Zöllen aus wirtschaftspolitischen und

vertragstechnischen Gründen aus . "

Die autonomen Zollsätze .
Da die Gegner der Getreide zolle gegen die vorgeschlagenen

hohen Zollsätze stimmten , die Vertreter der Landwirtschaft
aber gegen vorgeschlagene niedrigere Zollsätze , so kam eine

Einigung überhaupt nicht zustand «, sondern lediglich eine Reso¬
lution , die ausspricht , daß autonome Getreidezöll « zur Erlau -

gung geeigneter Kompensationsobjekt « in die Nein « Zolltarif -
Novelle eingestellt werden müßten .

*

Die Regierung hat damit vom Reichswirtschastsrat ein

Gutachten erhalten , das sie nötigen sollte , ihre Vorlage zu -
rückzuziehen , um in eine wiederholte Prüfung unter De -

rücksichtigung des Urteils der Wissenschaft und de « Gutachtens
des Reichswirtschaftsrates einzutreten . Zieht sie diese Folge -
rungen aus den Beschlüssen des Zollausschusses de » Reichs -
wirtschastsrates nicht , so wich sie damit den Eindruck ver -
stärken , daß sie Zollopolitik als agrarische Jnter -

« ssentenpolitik betreibt .

Schutzzölle — aber keine Steuern .
Der Landwirtschaftsverband Ostpreuften fordert zum

Steuerftreit auf .

Das kommunistische Organ Ostpreußens , „ Echo des

Ostens " , veröffentlicht in seiner Nummer 122 ein geheimes
Rundschreiben des Landmirtfchaftsvechandes , Kreisabteilung
Pr . - Holland , folgenden Wortlauts :

» Streng vertraulich ! Pr . . cholland , den 4. yuni 1925 .

An unsere Mitglieder l

Wie wir auf dem Finanzamt erfahren haben , hoben etwa
50 Proz . unserer Mitglieder die im Februar und April fälligen
Steuern restlos bezahlt , hieraus schließt da » Finanzamt mit
vollem Recht , daß auch dl « übrigen 50 Proz . unserer Mitglieder
zur Zahlung der Steuern imstande gewesen wären . Am 29. Mai
sind wiederum Vermögens - und Einkommensteuern fällig .

Wir schlagen allen unseren Mitgliedern vor ,
sürdi « jetzt fälligenMairaten ol » auch fürdie noch
nicht bezahlten früheren Steuerbeträg « Stun -

dung zu verlangen . Swndungsanträg « werden bis zum
22 . Juni in unserem Bureau möglichst Dienstag bis Donnerstag
jeder Woche angesertigt . Es ist unbedingt zu verwerfen ,
wenn zur Zahlung von Steuern von unseren Mit -

gliedern Kredite aufgenommen werden . Wir bs -

tonen , daß Kredite zur Bezahlung von Steuern nicht in Anspruch

zu nehmen sind : der Landwirtschast gegebene Kredite dienen viel -

mehr zur Fortführung der Wirtschast .
Größeres Solidaritätsgefühl unter den Mitgliedern unseres

Verbandes ist dringend erwünscht , um Schädigugen eines großen
Teiles unserer Mitglieder zu penneiden . Sämtliche Behörden müssen

ein zutreffendes Bild von der schwierigen Lage , in welcher sich die

Landwirtschaft befindet , erhalten und kein gefärbtes . Nur wenn

alle für einen und einer für alle eintreten , kann die schwer um ihr «

Existenz ringend « Landwirtschaft in die Lage gesetzt werden , bei

intensiver Wirtschaftsführung und Anstrengung da » deutsche Volt

auf eigener Scholle unabhängig vom Ausland zu ernähren , was un -

bedingt anzustreben ist . . . .
Landwirtschastsverband Pr . - Holland E. D. "

Das Rundschreiben stellt eine direkte Aufforderung zur

Vorenthaltung der Steuern dar . Es wird noch interessanter
durch das Eingeständnis , daß das Finanzamt im vollen Recht
ist . wenn es aus der Bezahlung der Steuern durch die chälste
der Landwirte schließt , auch die übrigen müßten als zahlungs -
fähig eingeschätzt werden . Die Steuerhtnterzieher aus der oft -

preußischen Landwirtschaft sind dieselben Leute , die mit ihren
Schutzzollforderungen die restlos « Auspowerung der breiten

Masse beabsichtigen und auch mit dafür sorgen , daß die

arbeitende Bevölkerung steuerlich möglichst stark belastet wird .

Was die Haltung der ostpreußischen Landwirte besonders
schamlos erscheinen läßt , ist die Tatsache , daß sie nach eigenen

Berechnungen und Angaben des Landwirtschaftsverbandes in

verhältnismäßig kurzer Zeit eine Steuerermäßigung von 7,44
pro Morgen erreicht haben . Das macht auf ein Gut von

MX ) Morgen gerechnet , rund 30 000 Mark aus . Wenn das

Sprichwort „ Undank ist der Welt Lohn " irgendwo angebracht
erscheint , ist es in dem vorliegenden Falle .

Wir fragen : Finden sich keine Regierungsstellen und kein

Staatsanwalt , welche die bedrohten Staatsinteressen gegen -
über den Steuerhinterziehern aus der vstpreußischen Landwirt¬

schaft wahrnehmen ? . _

Aufwertung oonZabrik - oüertVerkssparkassen
Teutschnational « Pqrteiwirtschaft t « Mecklenburg .

Der Aufwertungsausschuß beriet am Montag über den

ß 12. der von den Ansprüchen handelt , die k e i n e Vermögensanlagen
im Sinn « de » Gesetzes sind und daher nicht de ? beschränkten , son -
dern der individuellen Aufwertung unterliegen . E » sind
da « u. a. Ansprüche au » Gesellschaftsverträaen und anderen Be -
teiligungsverhältnissen , aus Erbauseinandersetzungen , au » Unter -
findung , Auseinandersetzung , Ueberlassung usw . , Ansprüche auf Eni -
richtung eine » Erbbauzinse » und Guthaben bei Fabriken
und Wsrtespartassen .

Zu den Ansprüchen auf Entrichtungen de » Erbbauzinse » bean -
tragten die Sozialdemokraten , Ansprüche auf E n t r i ch -

tung einer Erbpacht hinzuzufügen . Ts handelt sich dabei um
eine mecklenburgisch « Besonderheit , dem sogenannten Kanon , eine
wertbeständige Pacht , die alle 20 Jahre nach dem durchschnittlichen
Roggenpreis erneuert wird . Genosse Dr . Leber , der den Antrag
begründete , wies auf das große Interesse hin , das der mecklenbnr -
Zische Staat und die Städte als Grundeigentümer an einer

ufwertuna haben . Bisher liegen widersprechende Gerichtsurteile
vor . Die Angelegenheit ist schon seit Jahren Gegenstand des Partei -
streits in Mecklenburg , wobei die ge genw artige deutsch -
national « Regierung nicht die Interessen de »
Staates , sondern die ihrer Partei vertritt . Die
Regierung bringt den Staat um »in « Einnahm » von fast 1 Million
durch Verzicht auf «ine dem Wesen des Kanons entsprechend « wert -
beständig « Pacht , die von den großen Erbpächtern ebenso getragen
« « rden kann , wie andere Pächter ihren Pachtzins tragen müssen .
Würde man in diesem Falle die beschränkt « Aufwertung von 25 Proz .
gelten lassen , so hätten die Pächter , deren Vertrag im Jahre 1927
erneuert wird , von da ab den vollen Pachtzins , die andern , deren
Vertrag von 1945 läuft , nur ein Viertel des Pachtzieses zu
zahlen . Will man aber , wie die Regierungsparteien be -
antragen , die Regelung dem Land « Mecklenburg über -
lassen , so würde der Kanon auch künftig den Gegenstand de »

Parteitamp . fe « bilden und die Deutschnationolen würden dabei
dl « Anwälte " » « ? größeren Erbpächter sein .

Der Vertreter der mecklenburgischen Regierung
fühlte sich verpflichtet , sein « Regierung zu verteidigen , zog aber in
der weiteren Auselnonderfetzung mit Leber den kürzeren . Die
Reichsregterung vertrat zwei Meinungen , die «ine durch
Staatssekretär Joel , wonach das Einführungsgesetz zum Bürger -

lichen Gesetzbuch . seinen Zweifel " lasse , daß der Kanon de «

landesrechtlichcn Regelung unterliege , die andere durch Mi msterml -

rat Schlegelberger . wonach es „nicht ganz sicher ist . daß dre

Gerichte in der Aufwertung des Kanons eme Frage des Landes -

rechts erblicken , weshalb eine reichsgesetzliche Ermächtigung des

Landes geboten sei . Die Regierungsparteien unter . Fun -

rung des deutschnationalen Abg . Trevtranus setzten sich �ur me

Ermächtigung der Landesgesetzgebung ein , trotzdem Abg . Dr . B e st

die rechtliche Haltlosigkeit ihres Standpunktes nachwies .

Der sozialdemokratische Antrag wurde abge -

lehnt , der Antrag der Regierungsparteien ange -

Zu den Guthaben bei Fabrik - und Wertsspartassen ,
die der freien Aufwertung unterliegen , beantragten die Sozial -

demotraten , noch die Einlagen de » Arbeitneh m« r s

bei seinem Arbeitgeber hinzuzufügen . Trotzdem zur Bc -

gründung darauf hingewiesen werden tonnt «, daß in nicht ganz

seltenen Fällen Arbeitnehmer bei ihrem Arbeitgeber Einlagen m

Goldmark gemacht haben , die für Betriebszwecke Verwendung san -

den und dann durch die Inflation entwertet wurden , und daß es

«in Unrecht wäre . Einlagen dieser Art von der freien Aufwertung

auszuschließen , lehnte die Mehrheit den Antrag ab .

Durch eine neu hinzugefügte Bestimmung wurde klargestellt , daß

Im Streitfall über die Höhe der Aufwertung der Guthaben bei

Fabrik - und Werkssparkassen die Aufwertungs stelle ent -

scheidet . Die Reichsregierung hat nähere Bestimmunaen » der die

Abgrenzung des Begriffs der Fabrik - und Werksparkasse , über An -

rechnung geleisteter Zahlungen , Zeit und Art der Auszahlung der

Guthaben , Zusammensetzung und Verfahren der Auswertungsstelle

zu treffen .

Ferner beantragten die Sozialdemokraten ein « neue

Bestimmung einzusügen , wonach ForderungenanB e t r i e b s -

Pensionskassen oder aus Versicherungenzum Zweck der

Altersversorgung der eigenen Arberter und An -

gestellten der unbegrenzten Aufwertung unterliegen . Genosse
Dr . L e b e r begründete den Antrag mit dem Hinweis auf die Wider -

stände , die von einzelnen Unternehmungen gegen die Erfüllung be -

rechtigter Ansprüche ihrer Angestellten geleistet werden . Die Re -

gierungsparteien nahmen Anstoß daran , daß auch Aer -

sicherungen zum Zweck der Altersversorgung in den Antrag ein -

bezogen waren und wollten den praktisch vorgekommenen Fall , daß

ein Unternehmen diese Ansprüche ablehnt , well es seine Arbeiter und

Angestellten einer — inzwischen entwerteten — Versicherung

angeschlossen hat . von der gesetzlichen Regelung ausnehmen . E. e

beantragten , im sozialdemokratischen Antrag nur die Forderungen
an Betrieb », und Pensionskassen der freien Aufwertung zu unter -

werfen , und dann folgenden Satz anzufügen : „ Soweit zum Zwecke
der Versorgung von Arbeitern und Angestellten eine Versicherung

abgeschlossen ist . bleiben etwa bestehende weitergehende Dersargungs -
ansprüche au » dem Dienstverhältnis unberührt . Roch einer langen
Auseinandersetzung , in der unsere Vertreter nachwiesen , daß mit

dieser Fassung die betreffenden Arbeiter und Angestellten vom Regen
in die Traufe kommen , ließen die Regierungsparteien ihre M- hrheit
funktionieren , nahmen vom sozialdemokratischen Antrag nur den

ersten Teil und dazu ihren unklaren Zusatz an . Genehmigt wurde
weiter die Bestimmung der Vorlage , daß auch Ansprüche aus gegen -
seitlgen Verträgen dersreienAuswertungunterworfen
bleiben .

_

wer weint mit tzeckenroth ?
Wir teilten Im Feuilleton der Rr . 249 de » „ Vorwärts " mit .

daß ein Dieb im Hause de , Pfarrers Heckenroth in Altenkirchen

8000 Mark in » old gestohlen habe und unterzogen dies « Tat -

fach « einer gebührenden Beleuchtung .
Der „ Evangelische Pressedienst " sucht den Pfarrer Heckenroth

durch die Mitteilung zu entlasten , daß die gestohlen « Summe Gold

nicht sein Eigentum gewesen sei , sondern ihm lediglich von

einem Bekannten au » dem besetzten Gebiet in der

Besorgnis , es an die feindlichen Besatzungstruppen
zu verlieren , zur Aufbewahrung übergeben worden sei.

Der »Evangelisch « Pressedienst " plädiert für den Pfarrer Hecken -

roth nicht auf Schuld , sondern auf Beihilfe zur Schuld . Er

sucht Schuld und Beihilfe zu verkleinern durch einen Hinweis auf

besetzte » Gebiet , feindliche Besatzungetruppen usw . — man oersteht

schon . Da » ist dieselbe Moral , die der Steuerpflicht de » Besitzes ,
der Ausroubung de » Dolke , durch den Jnflationsbetrug ein patrio -
tische » Mäntelchen umzuhängen versucht .

Darf man denn im besetzten Gebiet weniger moralisch
sein , darf ein Pfarrer im besetzten Gebiet zu sehr unmoralischen
und unpatrlotischen Dingen beide Augen zudrücken ?

Totenfeier mit Tanz .
E » könnte von großem Wert sein , wenn dem Andenken der

Krieg , gefallenen dauernd ernste Erinnerung gewidmet
würde . Kein besseres Schutzmittel vor neuem Auslammen der

» Krieg , begcistenlng " . als wenn da » Andenken an da » furchtbar «
Geschehen immer neu in seiner ganzen Entsetzlichkeit erweckt würde .
Im Herzen jedes fühlenden Menschen müßte unumstößlich fest sich
da , Gelöbnis einwurzeln , alle Kraft daran zu setzen , um dl «

Wiederkehr solch sürchterllcher Zeiten zu verhindern . So könnt « da ,
Gedenken der Toten den Lebenden zum Segen werden .

Was aber erleben wir In Wirklichkeit ?
An allen Säulen folgen sich die Ankündigungen von Bedenk »

feiern und Regimentsfeiern . Für Erinnerungsmäle ? wird ge .
sammelt . Angehörige der Gefallenen , olle Einwohner der ehemaligen
Garnisonstädte werden eingeladen . All « Genüsse , die ein Bürger »
herz locken können , stehen in Aussicht . Als Höhepunkt des Ver -
gnügens der Tanz .

E » ist kein grausiger Scherz eines expressionistischen Dichters ,
der den Totentanz von schlotternden Gerippen aufführen liehe . Es
ist die triviale Wirklichkeit . nationaler " Militärmenschen , daß zur
Erinnerung an die . ruhmvoll " Ceswrbenen da , Tanzbein ge -
schwangen wird . Ob auch die Neger - und Schiebetänz « dem krieg ».
erinnerungsbegeisterten Publikum geboten werden , wird nicht ge -
sagt . Das wird wohl davon abhängen , welchen Grad der patno -
tische . Betrieb " , die alkoholgesckmierte . Stimmung " erreichen wird .

Daß die Polizei wirklich kein Werkzeug der Volkserziehung und
des öffentlichen Anftandes ist , beweist ihr gleichgültiges Verhalten
gegenüber diesen Veranstaltungen . Gibt es eine schlimmere Laste -
rung . eine widerlichere Obszönität , als zu Ehren der von Granaten
Zerrissenen , von Giftgasen Erstickten , zu Ehren derer , die ohne
Augenlicht herumlaufen oder sich sich ohne Beine fahren lassen , eine
Tanzlustbarkeit zu veranstalten ?

Gewiß war auch die Feier des « unbekannten Soldaten " in Pari ,
nur eine nationalistische Schmierenkomödie , dazu bestimmt , bei den
gedankenlosen Opfern des Kriegsgeschäfts die Begeisterung für dieses
für andere sehr lohnende Geschäft wachzuhalten . Aber man muß
den Veranstaltern zugeben , daß sie die theatralische Regie besser
verstehen , daß sie wenigstens den Schein des Tragischen zu wahren
wissen , nicht zum Andenken an die Toten eine Kirmes veranstaltet
haben .

Welchen Zweck dieses niedrige Treiben hat , liegt auf der Hand .
Als Millerand im Jahre 1912 Kriegsminifter wurde , war es seine
erste Arbeit , den verkümmerten Kriegsgeist de » französischen Volkes
sachgemäß anzuregen . Da wurde der Stahlhelm spazieren geführt ,
der Zapfenstreich wieder eingeführt und dergleichen . Wenn >etzt bei
uns überall die Kinos alle möglichen militärisch aufgeputzten Filme
vorführen , vom Fndericus Rex bis zum Husarenfieber , dann be -
zweckt das die Benebelung des Volkes im Dienste der Kreise , die für
ihre dunklen Zwecke nur ein benebeltes Volk brauchen können . Wie
schön , wenn die alten Schnurren vom großen König und vom
schneidigen Leutnant wiederkehren , wenn die eigenen Kasernen -
crmnerungen wieder auftauchen , nicht mit den Schikanen und Miß -
Handlungen , die mau wirtlich erlebt , fondern in der beerumslossenen

Begeisterung , die man sich später bei den Krlegero «rein »>Ka! ser >
geburtstagsfeiern zurecht geschwindelt Hot. Im Dusel dieser „ Be -
geisterung " schwinden dann all « Röte , schwindet Kritik und Selbst -
bewußtsein : recht der Nebel , den die Herren brauchen , um ungestört
den großen Fischzug ihrer . kleinen " Zollvorlag « heimzubringen .

Noch viel gefährlicher ist die andere Seite . Möglich , daß die
Echwerindustriellen und Großagrarier , die , wie die Presse , auch die
Filmindustrie in der Hand haben , gor nicht im Ernst an einen
neuen Krieg denken . E » sind dabei noch Leute , die ein wenig welter «
blicken , die wissen , daß ein neuer Krieg außer den erfreulichen Au « -

sichten auf neue Kriegsgewinn « auch dl « minder ersreultch « der Ber -
nichtung des deutschen Volke » samt seiner Industrie im Hinter -
grund hat . Möglich , daß es ihnen nur auf die freilich höchst ge -
wissenlose Schaffung der für Ihr « innerpolittschen Geschäfte nötigen
Stimmung ankommt . Alle » möglich . . .

Aber wer bietet die Gewähr , daß die unbedenklich herbei -
gerufenen Geister der chauvinistischen Verhetzung , wenn man sie
nicht mehr haben will , auch ruhig in die Hundehütte zurückkriechen ,
aus der man sie herausaepiiiien hat ? Wer garantiert , daß die
schwärmenden gedankenlosen Knaben vom Gymnasium und den
Hochschulen , daß die ausgehaltenen politischen und militärischen
Abenteurer nicht gerade in dem gefährlichsten Augenblick über den
Willen Ihrer Auftraggeber hinaus eigene Politik machen werden ?
An ähnlichen Abenteurern jenseits der Weichsel und des Rhein »
fehlt es ja leider auch nicht . Wie leicht kann da die Pistole los -
gehen , deren Knall die Lawine ins Rollen bringt , die dann end -
gültig das Ende Deutschlands bedeuten würde . Vielleicht zusammen
mit dem Ende auch Frankreichs oder Europas ? Ein schneidiger
Trost für die Schüler einer verblödenden Romanliteratur , die im
. heldenhaften " Untergang eines Volkes einen poetischen Knalleffekt
sehen . Ein bitter trüber Trost für jeden Menschen , der dos Schick -
fal seines Volkes nicht im Abgrund blutigen Geschehens , sondern
im Aufstieg zu den Höhen einer friedlich geeinten Menschheil ge¬
sichert sehen möchte .

Aber auch ein schlechter Trost für jeden , der die militärischen
Machtverhältnisse würdigt . Der weiß , daß ein solches Ergebnis der

Verhetzung für den französischen Nationalisten noch einen gewissen
scheußlichen Sinn haben kann , für den nicht besoffenen oder paraly -
tisch entarteten Deutschen aber als voller Widersinn erscheinen muß .

Wie man sie auch betrachte : diese . patriotische " Schaustellungen
sind geschmacklos und unanständig . Sie sind dazu ein Verbrechen
am deutschen Volke . S . K.

Volksbühne : „ Die verfthwörung ües Iiesko *.
Der Regisseur Fritz Holl hat tüchtig in die S ch i l l e r s ch e n

Akte hineingeschnitten . Resultat : Klarlegung der Berschwörerszenen ,
Verdunkelung der blutigen und tragischen Abrechnung . Der Genueser
Kronprinz , der sich damit vergnügt , die Töchter der ehrenwerten
Republikaner zu vergewaltigen , der ehrgeizige Fiesko , der strenge
Verrina und schließlich der Mohr , der die ganzen Spektakel zu¬
sammenbraut , diese vier Männer stehen nun eindeutig » nd breit -
beinig aus der Bühne . Der Regisseur sah in dem SchiUerschen
Trauerspiel ein richtiges Dramaturgenproblem . Die töstliche
Jugendorgie des Dichters , der sich «och «icht zu jagen und zu fesseln

welß , mußt « plastisch gegliedert « erden . Die Sprach « überwuchert .
Hundert Worte stürm - und drangdeutsch waren auszumerzen . Friß
Holl suchte nach neuen Schauspielern , da sein Hau » schon lange ohne
männlich « und weibliche Koryphäen leben muß .

Leo Reuß spielt « den Fiesko . Er ist Mitglied de » Staat ? -
theaters . Ach , könnte er doch Mitglied der Volksbühne werden ! Als
lehr sorgsamen , gut erzogenen und talentierten Sprecher kannte man
ihn bisher . Man wußte noch nicht viel von seiner seelischen Beweg -
lichteit . Jetzt entdeckte man . daß er durchaus fähig ist . diese komp ! ! -
zlerte Heldenrolle aufzubauen . Fiesko ist kein bequemer Mann . Er
muß schillern , doppelzüngig und verworren sein . Er darf erst zu
seiner wahren Leidenschaft explodieren , nachdem er unter allerhand
Masten getändelt hat . Das Maskenspiel gelang Herrn Reuß besser
al » die große Explosion . Ist er vielleicht einer von den zahlreichen
Schausplelern , die besser für da » Eharakterfoch passen , obwohl sie
sich nach dem Helden sehnen ? Walter F r a n ck gab den passionierten
Republikaner Verrina , den Mann , der tausend Ursachen hat . von der
großen Moral abzuweichen , der aber trotzdem im starren Bezirke des
eifernden Demokraten bleibt . Es ist schwer , einer grenzenlosen
Persönlichkeit , die nur aus Strenge und Heftigkeit zusamengesetzt ist ,
theatralischen Glanz zu leihen . Herr Franck entging dem allzu
Rhetorischen . Die Bewegungsfreiheit , die der Dichter ihm läßt , nutzte
er aus . Schließlich der Mohr Alerander Gran ach » , der vom
Staatstheater zur Volksbühne übersiedelt . Der Mohr darf tanzen
und hüpfen , er darf sich in Kapriolen und Grimassen erlustigen , er
darf ein tierisch - menschlicher Elown sein , er muh nichts deftoweniger
so pfiffig sein , daß die Leute im Parkett seine Widerwärtigkeit ver -
gessen und ihn höchlichst bewundern . Granach , der leicht dazu neigt ,
ein « derartige Freiheit zu mißbrauchen , nahm sich zusammen . Da er
sich beherrschte , freute man sich an der theatralischen Behendigkeit
des Komödianten , der sich aufplustern kann durch blendenden Humor .
und der wieder zusammenschrumpfen kann zu mitleiderweckend - c
Wurmigkeit . Auf diese drei Schauspieler konnte der Regisseur sich
stützen . Die anderen Künstler waren nur zu leiten und von Ueber -
treibungen zurückzuhalten .

Auch aus dieser Aufführung des Fiesko ist zu sehen , daß die
Volksbühne in ihrem Personal aufräumen , daß sie ihr Personal
ergänzen muß , damit wichtigste Rollen ordentlich besetzt werden
können . Die Volksbühne sollte ebenso stark dastehen wie das Staats -
theater . Sie sollte nicht gezwungen sein , Männer und Frauen von
irgend woher auszuborgen , wenn es gilt , schwerere Aufgaben zu
lösen . Ist diese Frag� nur «ine Frage des Geldsacks ? Der Direktor
und Regisseur soll antworten und handeln ! M. H.

Biesenhechke . Eine englische Fischereizeitung berichtete kürzlich
von dem Fang zweier Riesenhechte , die in Irland erbeutet wurden .
Der in einem Bache bei Bellaghy ( Grasschaft Derry ) zur Strecke ge -
brachte Hecht hatte dos respektable Gewicht von 50,8 ( deutsch «)
Pfund , und ein Sportangler brachte im Loch Ennel ( Grasschaft
Roscommon ) eien 40,8 Vfund schweren Hecht ans Land . Es wird
gemeldet , daß dieser groß - Hecht das Boot des Anglers angriff , so
daß er zur Schußwaffe greisen mußte und den Hecht durch eine
Kugel tötete .

ßvonae C&eorji ward « dem Rraßischen Theat » , w S > ee «
für die kommend « Spielzeit als Tanzmeisteri » i



Iufti ' Mmisterkum und Staatsanwaltsthast .
Der eingelochte Staatsanwaltschaftsaffessor .

Kürzlich veröffentlichte das „ Berliner Tageblatt " eine Jnforma -
tion von besonders unterrichteter Seite , wonach vor den seinerzei -
tigen Mafsenoerhaftungen der Leiter des Barmat - Kon -
Zerns eine Beratung zwischen der Staatsanwaltschaft
und den Referenten des preußischen Justizministeriums
stattgefunden hatte . Obwohl dies sehr nahe lag , hielt sich das Justiz -
Ministerium für verpflichtet , den Dementierapparat des amtlichen
Preußischen Pressedienstes in Bewegung zu setzen. Indessen erfahren
wir , daß eine solche Beratung tatsächlich — in mehr oder minder
feierlicher Form — stattgefunden hat . Di « Herren der Staatsan -
waltschaft wollten sich damit für alle Folgen ihres Vorgehens sowie
für alle Mißgriffe und Gesetzeswidrigteiten . die sie wohl selbst vor -
aussahen , dix nötige Rückendeckung bei ihrer vorgesetzten
Behörde verschaffen . Unter Berufung auf das Einverständnis mit
dem Justizministerium erfolgte sodann im Polizeipräsidium die Re -
querierung eines regelrechten Heeres von Kriminalbeamten , Auto -
mobilen , Wasserschutzbooten , Flugzeugen usw . So erklärt « sich auch .
daß das Preußisch « Justizministerium monatelang zu allen schwer -
wiegenden Anklagen , die in der Presse und nichts zuletzt im „ Vor -
wärts " gegen dt « „Fliegerstaffel der Staatsanwaltschaft " erschienen ,
hartnäckig schwieg und die Herren weiter gewähren ließ . So er -
klärt sich ferner die skandalöse Passivität der zuständigen Referenten
des Ministeriums in der Afsöre H ö f l e. wobei alle Maßnah -
men und Warnungen der Frau Höste , daß ihr Mann einem sicheren
Tode tm Gefängnislazarett entgegengehe , in den Wind geschlagen
wurden .

Bei dieser Gelegenheit möchten wir noch auf «ine komisch- bla -
mabl « Episode au ? der ersten Zeit der staatsanwältlichen Aktion
hinweisen , die uns erst neuerdings von holländischer Seit « mttge -
teilt wurde . Wie erinnerlich , haben wir bereits vor vielen Wochen —
ohne daß seither irgend «in Dementi erfolgt ist — Einzelheiten über
das skandalös « Auftreten de « Herrn Kuhmann in Amsterdam
und sonstigen holländischen Städten veröffentlicht . Jetzt stellt sich
aber heraus , daß das nicht einmal der erste Besuch des
Herrn Kußmann in Holland war , sondern daß dieser junge Herr
schon Anfang Januar einen ersten Besuch in Amsterdam ab -
gestattet hatte , der allerdings ein schnelles und merkwürdige » Ende
nahm . Herr Kußmann erschien nömltch an der holländischen Grenze
ohne dos für jeden sonstigen Reisenden nötige Einreisevisum
und meldete sich beim holländischen Grenzkommissar . Dieser geleitete
ihn nach Amsterdam , quartierte ihn «in , aber , während er sich mit
seinen Vorgesetzten in Verbindung setzte , war die Polizei . , durch den
Hotelportier auf den seltsamen Gast aufmerksam gemacht worden —
und so wurde der preußische Staatsanwattsasiessor au ? dem
Bett « herausgeholt und nach Nummer Sicher ge -
bracht . Am nächsten Morgen wurde er behördlich ausgewie -
sen und nach Deutschland zurückgeschafft . So endet «
die erst « Hollandreis « des findigen Assessors nach politischem Mate -
rial gegen die Sozialdemokratie .

Der Abschluß öer �aushaltsberatungen .
Der Städtische Ausschuß feiert in diesen Tagen das

Jubiläum seiner 25, Sitzung , die der Beratung des diesjährigen
städtischen Haushatts gewidmet ist . Langsam aber sicher nähert sich
diese ersprießliche Arbeit ihrem Ende . Nach heißem Bemühen
haben die Stadtväter die Ausgabenpositionen im Etat
um 1,4 Millionen Mark erhöht . Zweifellos zeugt das von
großer Bescheidenheit und Zurückhaltung . Der Magistrat hat sich
gezwungen gesehen , nachträglich noch Ausgaben von 7,4 Millionen
Mark in den Etat einzustellen , so daß SF Millionen Mark neu
gedeckt werden müssen .

Nach diesem bisherigen Ergebnis der Beratungen ist an
eins Senkung der Gewerbesteuer gar nicht zu denken und die Mel -
dung der Rechtspresse über deutschnationole Anträge in dieser Rich -
tunej gehören in das Gebiet der Fabel . Rur der streitbar « Herr
Mull er . Franken beantragt «, die Gewerbesteuer von SO» Pro * .
auf 250 Proz . bei der Ertragsteuer herabzusetzen . Da er ober nicht
nachweisen konnte , wie der so entstehende Ausfall von rund SO Mil -
lionen Mark gedeckt werden könnte , blieb er allein auf wetter Flur .
Die Beratung des Steuerhaushall » hat ergeben , daß im großen und
ganzen die Steuerberechnungen sehr vorsichtig gehallen sind .
Entgegen dem Wunsche des Kämmerers hat der Haushaltsausschuß
den Einnahmeansotz bei der Einkommensteuer mit 85 Mil -
lionen nicht ermäßigt . Nur bei der H a u s z i n « st e u e r ist der
Ansatz um 4 Millionen gesenkt . Dafür sind die Einnahmen aus
der Grunderwerbssteuer mit 4 Millionen Mark , der Wertzuwach » -
steuer mit 3,4 Millionen und der Hundesteuer mit 1 Million Mark
erhöht worden . Dies « Erhöhungen bedeuten nur Ansatzerhöhunoen
im Etat , die Steuersätze werden dadurch nicht geändert . Bei der
Hundesteuer hat der Etatsausschuß einstimmig dem Magistratsvor -
schlag auf 40 Mark im Jahre zugestimmt .

Da ein « Ermäßigung der Gewerbesteuer bei der Lage der
städtischen Finanzen nicht zu erreichen ist , wollen mehrere Fraktionen
wenigsten die Eintreibung der Fachschulbeiträge in Höhe von
4,6 Millionen streichen und zum Ausgleich die augenblicklich mit
100 Proz . in Berlin erhoben « Grundsteuer auf ISO Proz . erhöhen .
Di « D e u t f ch n a t i o n a l e n sind besonders menschenfreundlich und
bereiten deshalb einen Antrag auf Absetzung von 3 Millio -
nen Mark Wohlfahrtsausgaben in den Bezirken vor .
Dafür wollen sie für die Aufwertung der städtischen Anleihen
7,5 Millionen Mark in den Etat einsetzen , die der Magistrat vorläufig
gestrichen hat . Wenn man annimmt , daß die deutschnationalen An -
träge nicht angenommen werden , dann würde bei einer Erhöhung
der Grundsteuer auf ISO Proz . bei Streichung der Fachschulbeiträge .
unter Berücksichtigung des größeren Ertrages verschiedener kleinerer
Steuern , der Etat bilanzmäßig einen Ueberschuß von 1,8 Millionen
Mark ergeben , der nach dem Wunsch des Haushaltsausschusses für
Schulbauten verwendet werden soll . Nicht berücksichtigt ist dabei die

Absicht des Magistrots , die preußische Verordnung über stärkere
Heranziehung der Lastautomobile zu den Straßenbaukosten durchzu -
führen . Man schätzt den Eingang auf Grund dieser Verordnung .
wenn Berlin sich zur Anwendung entschließt , auf 5 Millionen
M- rk . Dasür könnte immerhin einiges gemacht werden .

Dem Abschluß der ersten Lesung der Ewtsberatung

ging die Vernehmung der Herren Sachverständigen oder besser ge-

sagt , Interessenten für Steuerermäßigung voraus . Besonders inter -

essont gestaltete sich die Vernehmung der Vertretung der

Industrie » und Handelskammer , der über die Wirkung
der Gewerb « st euer gehört wurde . Au , seinen Ausführungen

ließ sich entnehmen , daß die Stadt Berlin von allen preußischen

Großstädten die niedrigste Gewerbesteuer erhebt . Auch das Ge .

schwätz von der Verschwendungssucht der Stadt und von ihren an »

geblich überflüssigen Ausgaben tonnte sich dieser doch sicher dafür zu »
ständige Sachverständige nicht zu eigen machen . Der Kämmerer
konnte mit einer berechtigten Genugtuung das Ergebnis der De -

ratung als eine Rechtfertigung der Berliner Finanzpolitik bezeichnen .
Der ersten Lesung wird in Kürze im Ausschuß die zweit «.

Lesung folgen und wahrscheinlich in der nächsten Woche im Plenum
der Abschluß der Etotsberatungen , die diesmal kaum zu solchen
Zusammenstößen führen dürften wie im Jahre 1923 , wo der Etat

nicht oerabschiedet werden konnte und der Magistrot zwei Monate

wng ohne Etat wirtschaftete .

Heute Voltszählung .
Heute früh hat in ganz Deutschland die große Boltszäh -

l u n g eingesetzt . Viele hunderttausende freiwilliger Zähler sind
treppauf treppab aus den Beinen , um das Material für die Statistik
herbeizuschoffen . Allein in Berlin sind 15 000 lebende Zählapparate
in vollster Tätigkeit . Aber seltsam , sie stoßen hier und da auf
unbegreifliche Schwierigkeiten . Ein kundiger Thebaner verriet den

tieferen Grund : die guten Leutchen haben Angst , daß das Finanz .
a m t hinter dieser Volkszählung stände . Steuerpsychose . — Diese
Ansichten sind natürlich unsinnig . Die Steuer hat mit dieser Zählung
nicht das geringste zu tun . Es ist nach 17 Jahren wieder die
e r st e gründliche Volkszählung , die nach genauem System
einheitlich im gesamten Reichsgebiet durchgeführt wird . Auf den

Bezirksämtern , wo die Organisation der Zählung liegt , befindet
sich alles im Sturmtewpo höchster Rührigkeit . So hat z. B. das

Bezirksamt Kreuzberg , das bekanntlich mit seinen
13 Polizeirevieren den größten Berliner Bezirk umfaßt . 2500 ehren -
amtliche Zähler eingestellt , die im Durchschnitt pro Mann 50 Haus -

Haltungen zu bewältigen haben . Um der Oeffentlichkeit einen Be -

griff zu geben , welche Unmassen Papier in Bewegung gesetzt wurden ,
um die umfangreiche Organisation dieser Millionenzählung auf die
Beine zu stellen , sei festgestellt , daß allein dem einen vorerwähnten
Bezirk vom Statistischen Londesamt 61 K i st e n mit Material , jede
Kiste von einem Gewicht von 140 Pfund , zugewiesen wurden .

Der Bezirk Kreuzberg umfaßt rund 6000 Grundstücke mit insgesamt
120791 Haushaltungen . Man kann sich an Hand dieser
Zahlen einen ungefähren Begriff von der Unsumme der ' Arbeit

machen . „ Sie können sich denken , welch umfangreiche Borbereitun »

gen e » erfordert , die Zählpapier « in die einzelnen Kanäle zu leiten ! "

sagte der Nebenswürdige Herr , den ich auf dem Bezirksamt Kreuz -

berg befragte .
Die Tätigkeit der Zähler vollzieht sich folgendermaßen : Die

Zählbogen gehen vom Bezirksamt adressiert an den Hauswirt , der

sie den Mietern zuzustellen hat . Die Mieter füllen die Bogen aus
und überantworten sie dem Hauswirt , von dem sie der Zähler dann

abholt . Auf einer Postkarte teilt dieser dann dem Bezirksamt das

Resultat seines Häuserblocks mit . Eine gründliche Nachprüfung der

privaten Zählungen durch das Bezirksamt ist die Schlußetappe .

Die billige Revoloerkugel .
Die Gefahr des schieß wütigen Polizeibeamten .

Schwere Ausschreitungen eines betrunkenen Polizeibeamten , die
leicht von den verhängnisvollsten Folgen hätten sein können , beschäf -
tigten die Strafkammer de « Landgerichts III . Als Berufungsinstanz
oerhandelte die Strafkammer gegen den früheren Poltzeiwachtmeister
Hans Müller au « Welßensee , der von dem dortigen Schöffengericht
im März wegen Nötigung im Amte zu 1 Jahr Gefängnis
verurteilt worden war . Ebenso war ihm auch die F ä h > g k e i t zur
Bekleidung öffentlicher Aemter auf drei Jahre abgesprochen
worden . Müller ist inzwischen aus dem Amte ausgeschieden . Der

Borfall hatte tm Norden Berlins im Herbst vorigen Jahres sehr
erhebliches Aussehen erregt . Müller hatte nachts mit einem Händ -
ler in einer Schankwirtschast in der Sttaßburgstraße gezecht und
wankt « nach der Polizeistunde schwer b*« kneipt nach Hause . An
der Ecke Sedanstraße kamen ihm zwei Männer entgegen , die sich
auf dem Heimwege befanden . Nun muß ihm in seiner völligen

Bezechtheit in Erinnerung gekommen sein , daß ihm sein Zechkumpan
erzählt hatte , daß er von einigen Leuten am Abend verprügelt wor¬
den sei . Unsinnigerweile hiett er nun die harmlos Daherkommenden
für die Uebeltäter . Der uniformierte Beamte rief den beiden
Leuten ohne weitere » zu : „ Kommen Sie mit ! " Als diese erstaunt

fragten , weshalb sie mitkommen sollten , erklärte er nochmals in be -
stinuntew Ton « : „ Kommen Sie mttl " und er fügt « dann drohend
hinzu : „ Wenn Sie nicht mitkommen , schieß « ichl " Schon
hatte er den Revolver herausgezogen und entsichert .
Die geladene Waffe richtete er auf einen der beiden Leute , die nun
jeden Widerstand aufgaben und mitgingen . Plötzlich riß der An -

geklagte die Reoolverkammer auf , machte die Waffe schußfertig und
schoß auch sogleich los , ohne ein Wort zu jageiu Der Schuß
ging dicht über den Mann hinweg , da dieser sich noch schnell genug
zur Erde « erfen konnte . So wurde nur ein Schild an einer
Hauswand zertrümmert . Der Angeklagte brachte zu seiner Ber -

teidigung vor , daß die beiden Männer ihm verdächtig gewesen seien .
Die Beweisaufnahme ergab , daß die beiden Zeugen dem Händler

gänzlich unbekannt waren und mit diesem nichts zu tun hatten .
Da » Schöffengericht erblickte in dem Verhalten des Angeklagten einen

schweren Mißbrauch setner Amtsgewalt . Die Berufung

stützte sich lediglich auf da » Strafmaß , und Rechtsanwalt Dr . Arras

bat , dem Angeklagten seine Trunkenheit als Strasmilderungsgrund
anzurechnen . Di « Strafkammer setzte die Strafe auf 6 Monate

Gefängnis herab und will auch «Ine Bewährungsfrist in Er -

wägung ziehen .
Ob die Ermäßigung der Straf « in diesem Falle angebracht war ,

sei hier nicht erörtert . Es muß aber darauf hingewiesen werden .
daß sich die Strcfverfahren wegen Amtsmißbrauch und Nötigung
im Dienste unheimlich mehren . Welch unabsehbares Unglück der

Angeklagte hätte anrichten können , liegt auf der Hand . Nicht Müllers

Verdienst war es . wenn durch die verbrecherische Tat diesmal kein

Menschenleben vernichtet wurde . Gegen solche Beamte , die sich, im

Besitz ihres scharfgeladenen Brownings , zu einer furchtbaren Gefahr
für da » wehrlose Publikum ouswochsen , muß mit aller Energie

eingeschritten werden . _

Das Straßcnbahnunglück in der Potsdamer Strahe .
Von den 19 Verletzten muhten zwei Personen , und zwar der

Redakteur Bruno Plötz und die Händlerin Klara I a c o b , in das
Krankenhaus eingeliefert werden . Obgleich Plötz infolge einer Ge -

Hirnerschütterung noch bewußtlos daniederliegt , besteht bei ihm ,
ebenso bei der Händlerin I . , die innere Verletzungen davontrug ,
kein « Lebensgesohr . Bei den übrigen Leichtverletzten , die
sämtlich ihre Wohnungen aussuchen konnten , haben sich keine weiteren
Komplikationen eingestellt . Die sofort nach dem Unglück erschienene
Untersuchungskommission hatte festgestellt , daß die

Bremsvorrichtung in Ordnung war . Nach Zeugenaussagen soll die
alleinige Schuld dem Fahrer der Linie 74 treffen , der in vor -
jchristswidrig schneller Fahrt die abschüssige Straße durchfuhr und
den Wagen nicht rechtzeitig zum Halten bringen konnte .

Die zweite Klasstellung des Arbeiter - Radio - Klabs .

Vor kurzem wurde in der Petersburger Str . . 19 die zweite
Arbelterradloausstellung eröffnet . Der Klub , der bestrebt ist , den
Rundfunk für die kullurellen Bestrebungen der Arbeiterschaft nutz -
bar zu machen , will durch diese zweite Ausstellung die Aufmerk -
samkeit der Berliner Arbeiterschaft auf sich ziehen und um Mitglieder
werben . Etwas überraschend war die Mitteilung , daß das
deutsche Funkkartell , das sich aus bürgerlichen Radiovereinen und
Klubs zusammensetzt , und ebenso der Funktechnische Verein offiziell
versuchen , die Anerkennung des ArbeiterradioNubs zu verhindere
Auf all « mögliche Art und Weis « versuchen diese Cliquen , die in der

Reichspost «inen willigen Hörer finden , zu verhindern , daß dem
ARE . die Möglichkeit zur Vermittlung der Audionerlaubnis

gegeben wird . Die Verweigerung der Audionerlaubnis ist unerklär -

lich , da der Klub allentechnischenund kaufmännischen
Anforderungen entspricht und auch Mitglieder , die an
�»ochschulen studiert haben , zu seinen tätigsten Mitarbeitern rechnet .

Zu Ende des Jahres soll ein Gesetz herauskommen , das , wohlgemerkt ,
den anerkannten Klubs und Vereinen auch einen Heber -

wachungsdienst erlaubt . Die Räume , die der Klub inne hat , sind
einfach , aber geschmackvoll eingerichtet . Auf mit buntem Papier
bedeckten Tischen sind selb st gebaut « Apparat « und Einzel -

teile , sowie Anschauungs - und Lehrmaterial übersichtlich geordiiel .
Die Ausstellung ist von besonders großem Interesse , weil sie einem
jeden die Möglichkeit gibt , an Hand des vorhandenen Materials Ein -
blick in die neuesten Errungenschaften der Technik zu erhalten .
Bastelstunden und Lehrkurse rverdim in großem Maße das Interesse
aller Amateure zu wecken versuchen und weiter die Kriegsopfer und
Blinden durch kostenlose Lieferung selbsthergestellter Apparate an
dieser Errungenschaft unserer Zeit teilnehmen lais ?" . Der Eintritt
zur Ausstellung ist frei .

_ _
Herr Doktor , v > o bleibt Sie HpgiettL -

Ich saß im Wartezimmer des Arztes und drehte die Daumen .
Was soll man auch tun ? Meine Blicke gingen derweilen an der
Decke spazieren , gingen über die geradezu schaurige Süßlichkeit der

Blumensträuße da oben hin und kehrten wieder zurück . An Horch
höherer Mathematik , mit Hilfe von Formeln und Wurzelrechnungen
versuchte ich sodann mir auszurechnen , wann ich wohl so ungefähr
an die Reihe kommen würde . Das Zählen und Ueberzählen der

Wartenden erwies sich erst recht als kein gutes Wittel , um die Lange -
weile abzuschwächen . So senkte ich denn meinen Blick elegisch auf
den vor mir stehenden Lesetisch und da mußte ich mir wohl sagen ,
daß die Wartezimmer im allgemeinen immer noch die Stiefkinder
der Empfangenden sind .

Dies hier vor mir war ein papierner Gemüseladen !
Hier türmten sich Dinge ' übereinander , die gar keinen inneren

Zusammenhang mehr hatten , in denen kein Faden verknüpfender
Ideen vorhanden war . Mehr oder weniger hatte sich hier alles in

füegende Blätter verwandelt .
Da ich nun im Rebenberuf leidenschaftlicher Markensammler

bin , so war ich der glückliche Besitzer einer stets greifbaren Pincette .
Mit Hilfe dieses feingebauten Instruments hob ich nach und nach

einige Schichten vom Makulaturhausen .
Welch eine Fülle von Dreck und phantastischen Formen lag

hier in einem matten Fettglauz .
Mir wurde schließlich meine Pincette zu schade für diese Tätig -

teit . Und ich bemerkte , daß es auch an der Zeit war , sie wegzu -
stecken , denn einige der Herumsitzenden , vom langen Warten halb
blöde , waren in Gefahr , ob meines seltsamen Tuns Stielaugen zu
bekommen .

Entrüstet und in mich zurückgelrochen , stellte ich mir die große .
wohl berechtigte Frage : Herr Doktor , wo bleibt da die Hygiene ?

Der neue Rettungsturm am Müggelsee .
Bekanntlich hat die „ Rettungsgesellschaft der Wasser »

sportvereine von Berlin und Umgegend unter erheblicher
finanzieller Mithilfe des Berliner Magistrats am Müggelsee einen
neuen Rettungsturm errichtet , der eine Länge von 14�/2 Meter
erreicht . Die Einweihung des Turmes fand in Gegenwart von Ver -
tretern des Reiches , der Polizei und der Kommune am Sonntag
nachmittag statt . Der Vorsitzende der Gesellschaft , Albert Arndt ,
hielt eine kurze Begrüßungsansprache in der er betonte , daß alle

Wassersportvereine Berlins ohne Unterschied der politischen Ein -
stellung der Rettungsgesellschaft angehören . Hiernach wurden

Rettungsmanöver praktisch vorgeführt . Schließlich sprach Dr .

Frank vom Rettungsamt der Stadt Berlin dem leitenden Arzt
der Retwngsgesellschaft Dr . Friedländer den Dank für seine
aufopfernde Tätigkeit aus .

_ _

Die Not der Krabbenfischer .
In der llnterelbe und unterhalb Cuxhavens sind

ca . 300 Krabbenfifchfahrzeuge tätig , die in mühsamer Arbeit um ihre
Existenz kämpfen . Der Fang ist befriedigend , und die gefangene Ware
von vorzüglicher Bejchassenheit . Uebcrhaupt ist die Nordseekrabb «
eines der wohlschmeckendsten Krebstiere . Obgleich der Fang be-

sriedigend ist , leiden die Fischer insofern Not . als der Absatz
infolge geringer Nachfrage sehr zu wünschen übrig
läß >. Die Existenz der ganzen Flotte steht in Gefahr . Den Fischern
kann aus die einfachste Art geholsen werden , nämlich dadurch , daß
die Haushattungen ein oder zweimal in der Woche sich dem Genüsse
der jetzt in vorzüglicher Beschaffenheit befindlichen Nordseekrabbe
zuwenden . Um den Berliner Hausfrauen Gelegenheit zu geben ,
diese » nahrhafteste äußert wohlschmeckende Krabbenfleisch wohlfeil

zu kaufen , veranstaltet der Verein der Fischhändler von Groß - Berlin
vom Mittwoch dieser Woche ab drei preiswerte Der -
ka u f s t a g e. Wie schon angedeutet , wird zur Bequemlichkeit das
rein « Krabbenfleisch geliefert also bereits cntschält .

Die wiener Philharmoniker in Verlin . Das Wiener Philhar -
manische Orchester trifft Donnerstag , den 19 . Juni , 1 Uhr nach -

mittags » am Anhalter Bahnhof ein . Beim Empfange werden

Reichstagspräsident Löbc mit dem Präsidium des Oesterreichisch -
Deutschen Volksbundes , Vertreter der österreichischen Kolonie in

Berlin , der Behörden und künstlerischen Organisationen anwesend
sein . Bei dem Konzert , das abends 8 Uhr in der Philharmonie
stattfindet , wird Präsident Löbe namens des Oesterreichisch - Dcutschen
Bolksbundes eine Begrüßungsansprache halten und auf die hohe
kulturelle und nationale Bedeutung dieses Besuches hinweisen . Die
Wiener Philharmoniker , unter denen sich u. a. auch das Rose -
Quartett befindet , wird unter Leitung von Erich Kleiber ein Pro -
gramm ausschließlich Wiener Meister von Haydn bis Johann Strauß
dirigieren .

Die Sladkoerordoelenverfammlung hat ihre nächste Sitzung am

Donnerstag um % 5 Uhr .

Das 5 riedrichs - Realgymnasium veranstaltet als Abschluß der
eier feines 7öjährigen Bestehens am Sonnabend , den 20 . Juni , «in
ubiläums - Turnfest auf dem Sportplatz der Schutzpolizei ,

Zülltchauer Ecke Golßener Straße ( alter Pionicr - Uebungsplatz ) .
Beginn des Festes nachmittags 4 Uhr . Vormittags um 8� Uhr
finden bereits volkstümliche Wettkämpfe statt . Einlaßkarten zum
Preise von 50 Pf . beim Schulhausmeister , Schleicrmacherstr . 23.

Ein Sommerfest für alt und jung veranstaltet die Ortsgruppe Nord -
osten des Zentral - VereinS deutscher Staatsbürger
jlldijchen Glaubens in sämtlichen Saal - und Gartenräumen des
Saalbau Friedrichshaw am Mittwoch , den 17. d. M. Die reichhaltigen
Veranstaltungen iiir die Jugend beginnen bereits um stz4 Uhr nachmittags .
Abends Konzert im Garten , Tanz im Saal .

Stahlhelmleutc als Opfer ver Autoraserei .
Gestern abend gegen %i2 Uhr hat sich aus der Landstraße von

Schwerte nach Westhofen ein schweres Autounglück ereignet .
Fünfzig Personen , die an der gestrigen S t a h l h e l m f e i e r ' ans
derHohensyburg teilgenommen hatten , benutzten für die Heim -
fahrt nach Hagen einen Autobus . Bei der Hosener Mühle über -
ichlugsichdasAllto . Stach bisherigen Meldungen sind 30 Per¬
sonen mehr oder weniger schwer verletzt und in das evangelische
Krankenhaus in Schwerte eingeliefert worden . Im Laufe der Nacht
konnten die Leichtverletzten jedoch wieder entlassen werden . Gegen -
wärtig befinden sich noch fünf Verletzte tm Krankenhaus .

Groß - Serliner parteinachrichten .
15. Streif Treptow Die Funktionärinnenkonfermz findet nicht heute , Dienstag .

imrdern <un Freitag , den I». Juni , statt . Loial bleibt bestehen
ZI. ASt . Z. Truppe : Die sllr Mittwoch angesetpe Mitgliederversammlung stndel

nicht Im „Schweizerhiiuschen " am Bahnhos Zfeeifiensee statt , sondern bei fflimer
Wlns - ( Üt Christturger Strohe . Vortrag des Genossen R. Schmidt über :
„Sport - und Arbeiterpalitik . " — Z4. Abt. Heute , Dienstag ?>/ - Uhr Eltern -
Versammlung tn der Schulaula , Mandelstrafie .

37. Abt . 7" j Uhr Zahlabend in folgenden Lokalen - t. Bezirk bei ZeUke. Ebertr
straße 7. — 2/3 Bez. : Zerasch , Ebertystr 10. — 4. /K. Bez. : Köhler , Matiernftr I >
Tagesordnung : Reuwvhl der Bezirtfsiihrer . Etatutenderatung .



GswerEbastsbewegung
Die Mssperrung in üer tzolzinSustrie .

Statt t00 000 bisher 2K000 .

illlmählich gewinnt man einen Ueberblick über den Umfang
t >er Zlussperrungsaktion , und es läßt sich jetzt schon sagen , daß es
den Unternehmern bei weitem nicht gelungen ist . ihre Absicht durch -
zuführen Obwohl der Arbeitgeberverband in seinen Ankündigungen
fortgesetzt von einer Gesamtaussperrung über ganz Deutsch
l « nd spricht , gelten seine Beschlüsse doch nur für die Bezirke , in
denen er «inen größeren Einfluß besitzt . In den Bezirken , die für
die Aussperrung tatsächlich in Betracht kommen , sind über
100 OOG Holzarbeiter beschäftigt . Don diesen sind nach
den bisher vorliegenden Nachrichten in den Bezirken Sachsen .
Thüringen , Württemberg , Baden , Bayern , Brandenburg , Hamburg
und Schleswig - Holstein insgesamt 26 000 Holzarbeiter
ausgesperrt . Hierbei sind jedoch etwa 6000 Arbeiter in Schlesien
und Hamburg mitgezählt , die schon länger ausgesperrt sind . Die

�ahl der Ausgesperrten wird wahrscheinlich noch eine Steige -
r u n g erfahren , da z. B. im Rheingebiet und im Bergischen Land
die Aussperrung für den Donnerstag angekündigt ist .

Im allgemeinen ist die Neigung der Unternehmer , sich an der

Aussperrung zu beteiligen , nicht sehr groß , und schon jetzt hört man
von Auseinandersetzungen , im Unternehmerlager . Die Zahl der Aus

gesperrten zeigt auch , daß der Arbeitgeberverband seinen Einfluß
überschätzt hat , wenn es ihm auch gelingen sollte , die Zahl
der Ausgesperrten noch um einige Tausend zu steigern .

Aber wenn auch die Aussperrung , was ihren Umfang anbe

langt , als mißlungen zu bezeichnen ist , so darf ihre Bedeutung
nicht ü n t e r s ch ä tz t werden . Es ist auch damit zu rechnen , daß sich
der Kampf länger hinzieht . Die Auseinandersetzungen müssen in
den Bezirken erfolgen , denn die Zentralvorstände sind an den
bestehenden bezirklichen Vertrögen nicht beteiligt . Die Auffastung
der Unternehmer , daß sie bezirkliche Verhandlungen nicht führen
könnten , weil sie ihre vertraglichen Verpflichtungen auf ihren Zentral -
vorstand übertragen haben , ist eine so kuriose Rcchtsausfassung , daß
ernstlich darüber nicht zu diskutieren ist . Aber merkwürdigerweise
niachen sie sich verschiedene Landesschlichter zu
eigen , die ein Eingreifen a b g � lehnt haben .

Oie Schwerinüustriellen örohen .
Das Wolfs - Bureau bringt folgende Meldung , die aus Essen

datiert ist :

Zu der Meldung über eine geplante Stillegung samt -
licher Werte des rheinisch - westfälischen In -
dustriebezirks meldet die „ Deutsche Bergwerkszeitung " , daß
ein derartiger Plan nichts erwogen werde . Zwar mache den In -
duftriellen die durch den Streik um Lohn und Arbeitszeit geschaffen «
Lage große Sorge , indessen verbiete sich eine Stillegung der Werke
aus den verschiedensten Gründen . Die Verantwortung für
die Weiterentwicklung liege bei den Schlichtern und
beim Rcichsarbeitsministerium . Der Schiedsspruch über
die Arbeitszeit an Hochöfen und Kokereien dürfe nicht für
verbindlich erklärt werden .

Dieser plumpe Erpressungsversuch der Schwerindustriellen , dem
das offiziöse Wolff - Dureau zur Verbreitung hilft , ist so klotzig , daß
er nicht mehr ernst genonimen werden kann . Die Schwerindu -
striellcn drohen ziemlich unverblümt , sämtliche Werke des rheinisch -
westfälischen Jndustriebezirks stillzulegen , falls Löhne und
Arbeitszeit nicht fo geregelt werden , wie es die Schwerindustriellen
wünschen .

Mit welcher hahnebüchenen Unverfrorenheit die Schwerindu -
striellen jetzt die Behörden und die Oeffentlichkeit zu bearbeiten

Die Arbeitgeber lehnten diesen Schiedsspruch ab . Die Arbeit -
nehmer nahmen ihn an und beantragten die Verbindlichkeitserklä -
rung des Spruches . Das Reichsarbeitsministerium lehnte nach Ver -
Handlungen , die unter Vorsitz des Herrn Oberregierungsrats Dr .
Claßen stattfanden , die Verbindlichkeitserklärung mit der Begrün -
dung ab , „ daß sich nicht mit genügender Sicherheit feststellen läßt ,
daß die im Schiedsspruch vorgeschlagene Lohnerhöhung von den
Betrieben getragen werden kann " .

Infolge der Ablehnung der Verbindlichkeitserklärung brachen in
einzelnen Betrieben Streiks aus , die bis auf wenige durch Verhand -
lungen beizulegen waren . Die Arbeitgeber von Zehdenick verlang -
ten erst die Arbeitsaufnahme , dann erst könne auf Wunsch der Ge -
werkschaften vor dem Reichsarbeitsministerium verhandelt werden .
Diese Zumutung wurde durch die Arbeitnehmer zurückgewiesen .

Zuzug ist fernzuhalten . Arbeiterfreundliche Blätter werden um
Abdruck gebeten .

Verband der Fabrikarbeiter . Gau III .

Anmerkung der Redaktion : Die Begründung der Ablehnung
der Verbindlichkeitserklärung übersieht , daß die Ziegelpreise seit
einem Jahre von 16 bis auf 28 bis 42 M. pro Tausend , also
fast um das Doppelte gestiegen sind , während die
Kohlenpreise gleich blieben und die Steigerung der
Lohne noch nicht eine Mark pro 1000 Ziegel beträgt , wenn
man den Schiedsspruch zugrunde legt . Wie angesichts des notori -
schen , geradezu himmelschreienden Baustoffwuchers der Oberregie -
rungsrat Dr . Claßen die Rentabilitt der Ziegeleien anzweifeln kann ,
ist ein unlösbares Rätsel . Oder sollte man im Reichsarbeitsmini -
sterium Schlichter bestellen , die von der Materie , über die sie zu ent -

scheiden haben , keine Ahnung besitzen ?
Die Unternehmer haben sich beeilt , die Situation auszunützen ,

haben die Arbeiter ausgesperrt und die Ziegelpreise u m 6 M. p r o
1000 erhöht ! Obwohl sie die bescheidene Lohnforderung ab -
lehnen . Diese Wucherer werden von Amts wegen noch unterstützt .

bemüht sind , das geht insbesondere aus all den Nachrichten über die� «fhmer hat deshalb notwendig , die von der KPD ausgehenden Ent

geplanten Stillegungen hervor . So meldete die schwer -
industrielle „ Telegraphen - Union " dieser Tage , daß man vorläufig
gewisse Werke von Thyssen nicht stillegen werde , doch müßten , um
die Stillegung zu verhindern , alle Arbeiter unter 20 und über
50 Jahre entlassen werden .

Nachdem die Schwerindustrie des Ruhrgebiets 700 Millionen
erst geschluckt hat , will sie sich weiter „ sanieren " , indem sie die alten
Arbeiter mit verminderter Leistungsfähigkeit aufs Pflaster wirft und
so einem langsamen , aber sicheren Hungertod über -
liefert . Diese Gemütsmenschen drohen jetzt mit der allgemeinen
Stillegung der Werke , wenn man ihnen nicht außer den 700 Mil -
lionen weitere Millionengeschenke auf Kosten der Arbefterschaft macht .
Das ist die alte kaltschnäuzige Taktik des Großkapitals , das mit
Auswanderung droht , wenn es Steuern zahlen soll . Das ganze
Geschrei ist nichts als ein unverschämter Bluff . Es zeigt
nur , was sich die Herren vom Großkapital gegenwärtig unter der
Rechtsregierung erlauben zu tönen glauben .

Wucherpreise und hungerlöhne .
3n der Zehdenicker Ziegelindustrie .

Die Vereinigung der Ziegeleibesitzer in Zehdenick hat drei
örtliche Streiks zum Vorwand genommen , die gesamten anderen
Betriebe , zirka 2600 Arbeiter , auszusperren . Die Veranlassung
zu den Streiks bzw . zur Aussperrung ist die noch immer nicht ge -
regelte Lohnsrage . Die Organisationen hatten einen angemessenen
Lohn gefordert . Die Arbeitgeber lehnten es ab , auf diese Forderung
einzugehen und setzten in einem Diktat folgende Löhne fest : Orts -
klasie Ja 55 Pf . , I 48 , II 45 , III 42 Pf . , Akkordlohn pro 1000 Steine
1,80 bzw . 1,70 und 1,60 M. Boraussetzung zum Empfang dieses
Lohnes war die lOstündige Arbeitszeit !

Der Schlichter der Provinz Brandenburg regelte die Löhne wie
folgt für die vier Ortsklassen 60 , 55 . 61 und 48 Pf . , Akkordlohn
pro 1000 Steine 2 M. bzw . 1,90 M. und 1,80 M. und neunstündige
Arbeitszeit .

Die Aufgaben der Betriebsräte .

Wir wollen hier nicht den Aufgabenkreis der Betriebsräte er -
örtern , den wir als bekannt voraussetzen . Gerade in der gegen -
wärtigen kritischen Periode , die die Unternehmer zur Umstellung
ihrer Betriebe zwingt , haben die Betriebsräte die besondere Pflicht ,
diese notwendige Umstellung zu überwachen , damit sie nicht zum
Schaden der Belegschaft ausschlägt .

Was uns Veranlassung gibt , auf diese eigentlichen Aufgaben
der Betriebsräte hinzuweisen , ist der fortgesetzte und nachhaltige
Versuch der KPD . , die Arbeiterschaft bzw . die Betriebsräte vor
ihren verfahrenen Parteikarren zu spannen . Da die KPD . weiß ,
daß sie mit Entschließungen , die ihren Parteistempel tragen , glatt
abfallen würde , maskiert sie ihre Aktion und gibt ihr einen

harmlosen Charakter . Sie unterbreitet den Betriebsräten jetzt im

allgemeinen nur solche politische Entschließungen , für �- die jeder
klassenbewußte sozialdemokratische Arbeiter mit gutem Gewissen
stimmen kann . Das geschieht jetzt z. B. besonders in der Stellung -
nähme gegen das Vorgehen von Polizei und Gendarmerie in
T e l .t o w gegen das der „ Vorwärts " von Anfang an Einspruch
erhoben hat .

Unsere Genossen , die für solche Entschließungen stimmen , sie
oft noch durch Zusaganträge ergänzen und sie uns dann zur Ver -

dffentlichung zuschicken , übersehen dabei jedoch eine wesentliche Tat -

fache, die wir ein für allbmol unterstreichen wollen : Die KPD . hat
ihre Organisation auf Betriebszellen umgestellt , um wieder
an die Massen heranzukommen . Ihre politische und

gewerkschaftliche Aktion kann sich also nur in den Betrieben
auswirken . Sie wird von „ oben " angeordnet und die Arbeiter -

schast in den Betrieben soll , nach Bearbeitung durch die „Zellen " ,
entsprechend diesen Anordnungen einschwenken .

Die Sozialdemokratie und die freien Gewerkschaften haben je -
doch zu ihren Aktionen i h r e Or g a n i s a t i o n e n. In den Funk -
tionär - und Mitgliederversammlungen , in den Zahlabenden und Ab -

tcilungsversammlungen der Gewerkschaften bzw . der Partei haben
alle Mitglieder das Recht , zu den aktuellen Tagesfragen Stellung
zu nehmen . Kein gewerkschaftlich und politisch organisierter Arbeit

schließungen zu schlucken .
Die Betriebsräte haben ihre Ausgaben . Sie sind wichtig und

schwierig . Wir würden uns freuen , wenn wir über den eigent -
lichen Aufgabenkreis der Betriebsräte öfter Zuschriften und An -

regungen bekämen , z. B. über die Auswirkung der gegenwärtigen
Sanierungskrife .

Es ist aber nicht die Aufgabe der Betriebsräte , nach den An -

Weisungen der KPD . sich an die Stelle der Partei und
der Gewerkschaften zu setzen . Wenn derartige Fragen
vorgeschlagen werden , dann brauchen unsere Genossen nur daraus
hinzuweisen , daß zur Erörterung politischer oder allgemein
wirtschaftlicher Fragen Partei und Gewerkschaften
■da sind . So wenig wie die Partei die Aufgaben der Betriebsräte
übernehmen kann , so wenig können die Betriebsräte die der Partei
übernehmen . Politische Fragen sind keine Betriebssragen ,
sondern allgemeine öffentliche Fragen , die von den p a l i -
tischen Organisationen allein zu behandeln sind . Wenn
die KPD . infolge ihres rapiden Mitgliederschwundes dazu nicht
mehr in der Lage ist , so haben unsere Genossen keinen Grund , in
den Betrieben als Statisten der KPD . auszutreten .

Neuer Streik im Weimarer Nationaltheater .

Weimar , 16. Juni . ( Eigener Drahtbericht . ) Das technische Per -
sonal des Deutschen Theaters , das auf die Versicherung der - iheatcr -
leitung hin , es erhalte einen Zuschlag von 20 Proz . auf die Staats -
arbeiterlöhne , am letzten Donnerstag die Arbeit wieder aufnahm ,
ist neuerdings wieder in den Streik getreten , da die Regierung
den vom Schlichter gefällten Sprach ablehnte . ( Natürlich ! Von
einer „ nationalen " Regierung ist nichts anderes zu erwarten . ) Der
Konflikt ist von der Regierung bewußt . herbeigeführt worden . Durch
den Streik des technischen Personals sind die Schillerbund - Festspiele ,
die am Dienstag ihren Anfang nehmen sollten , in Frage gestellt .
Am Sonntag fand eine Aufführung des Taiinhäuser für die Volks -
Hochschule Zella - Mehlis statt , zu der die Streikleitung die Genehmi -
gung zur Arbeit gegeben hatte , da es sich hier um organisierte Ar -
beiter handelte , die ihre Reise nicht vergeblich gemacht haben sollten .

Streik der Bauarbeiter der untere » Lahn .

Bad Ems . 13. Juni . ( TU. ) Die Bauarbeiter der unteren Lahn
sind wegen Lohndifferenzen in den Streik getreten . Die Lohnforde -
rungen betragen 1,13 Mark pro Stunde , während die Unternehmer
einen Stundenlohn von 96 Pf . mit den wirtschaftlichen Verhältnissen
vereinbaren zu können glauben .

Angestellte der Graß - Berliner ZNetallindustrie ! Das Reichs¬
arbeitsministerium hat die Parteien nochmals für Donnerstag zu
Nachverhandlungen geladen . Sobald ein Resultat vorliegt , erfolgt
weitere Nachricht .

AsA- Metallkartell . Günther . . Lange . Rothe .

Wirtschaft
Orenstein - Koppel A. - G. Der Geschäftsabschluß ist u n g ün st i g.

Auf einen Anlagen - und Beteiligungswcrt von rund 25 Millionen
wird ein Rohgewinn von nur 3,35 Millionen ausgewiesen ,
von dem Verwaltungsunkosten noch 1,69 Millionen erfordern .
Immerhin sind die normalen Abschreibungen von 2 Proz .

auf Gebäude und 10 Proz . auf Maschinen herausgewirtschaftet . Es
oerbleibt ein Gewinn von 721 000 M. . der zwar eine Dividende von

2 Proz . erlauben würde , aber auf neue Rechnung vorgetragen wird .

Der Geschäftsbericht hebt ausdrücklich hervor , daß die Vorräte

auch men genmäßig zurückgegangen sind . Sie erscheinen daher
nur mit 8. 3 gegenüber 9,6 Millionen in der Eröfsnungsbilanz . Bei

den Beteiligungen scheint man den endlich in vielen Werken

zu beobachtenden Grundsatz befolgt zu haben , Beteiligungen , die den

Betrieb belasten , abzustoßen . Dementsprechend ist der Wert -

papierbesitz von 8,96 Millionen in der Goldbilanz auf 5,59 Millionen

Mark gesunken . Der Geschäftsbericht führt das ungünstige Er -

gebnis hauptsächlich auf „ die mangelnd « Aufnahmefähig -
keit des Jnlandmarktes " zurück . Ob der Vorstand der

Orenstein u. Koppel A. - G. der Hoffnung ist , daß die E i s e n z ö l l e

und die Kanitzsche „ Produktion s " p o l i t i k durch Getreide -

zölle die Aufnahmefähigkeit des Jnlandmarktes erhöhen werden ?

Wenn nicht , ob er dem den entsprechenden Ausdruck zu geben

gewillt ist , b e v o r die „kleine " Zollvorlage durchgepeitscht sein wird ?

Das Reich zahlt Auslandsschulden der Unternehmer . Einen

recht interessanten Kommentar zur Frage der Aufwertung

gibt ein Vertrag , der dieser Tage zwischen Amerika und dem

Deutschen Reich abgeschlossen worden ist . Nach diesem Vertrag

verpflichtet sich das Deutsche Reich , amerikanische Privatforderungcn
an Deutschland aus der Zeit vor dem Kriegszustand zwischen

Deutschland und Amerika selbst zu zahlen und je eine Mark

( Papiermart ) auf 16 cents , das find 67 Pfennig oder 67 Proz .

aufzuwerten . Soweit ist alles in Ordnung . Denn nach dem

Versailler Vertrag haben die Bürger der Vereinigten Staaten ein

Recht auf volle Zahlung und wenn die Schulden der Deutschen

nicht voll valorisiert werden müssen , so muß man sich darüber

freuen . Die Sache hat aber einen Haken . Nach unseren Jnforma -
tionen handelt es sich nämlich nicht um Reichs - , Länder - oder

Stadtayleihen , die in ameritanischem Besitz sind , sondern um

Schulden von de ut schen Unternehmern , sür die das

Reich als S e l b st s ch u l d n e r eintritt . Während das Reich aber

67 Proz . dieser Unternehmerschulden zahlt , fordert es nämlich
von den Unternehmern nicht 67 , sondern nur 10 Proz . , und für
diese 10 Proz . sind noch Zahlungserleichterungen vor -

gesehen . Zunächst liegt in der Differenz von 67 Proz . ein glattes

Geschenk des Reiches an die Unternehmer , das sich äußerst

merkwürdig ausnimmt , wenn man an die jämmerliche L i g u i -

dationsentschädigung für die Auslandsdeutschen
und besonders für die ' Verdrängten aus den verlorenen Gebieten

denkt . Aber nicht nur die Steuerzahler , aus deren Taschen die

57 Proz . Differenz fließen , werden zugunsten der Unternehmer

geschröpft und vor den Kops gestoßen , sondern auch die i n l ä n -

dischen Obligationsgläubiger der deutschen Industrie .
Aus den O b l i g a t i o n s s ch u ld e n werden die Unternehmer mit
15 —26 ?' i oz. belastet , aus den amerikanischen Auslandsschulden nur

mit 10 Proz . Während der deutsche Sparer 75 bis 85 Proz . seiner

Forderungen verliert , muß er den Unternehmern auf dem Steuer -

wege noch 5 bis 15 Proz . ihrer amerikanischen Schulden extra

bezahlen , wenn er sich schon damil abfinden soll , daß die

Amerikaschulden den deutschen Unternehmer ' nicht mehr belasten
sollen , als die Industrieobligationen . Ein Beispiel mehr , wie man
den deutschen Unternehmern und ihrer reaktionären Regierung auf
die Fäuste sehen muß , statt aufs Maul . Bei den bevorstehenden
Aufwertungs - und Steuerberatungen wird die Regierung für ein

solches Vorgehen zur Verantwortung zu ziehen sein .

Mus der Partei .
Die zionistisch sozialistische Partei rührt sich in Rußland trotz

aller Verfolgungen durch diesen „ kommunistischen " Staat , der ihre
Vorkämpfer verhaftet und durch die GPU . ( T s ch e k a )

aus dem Verordnungswege einkerkert und nach
Sibirien verbannt . Am 1. Mai organisierte die Kiew er

zioni st isch - soziali frische Partei zwei öffentliche
Volksversammlungen . In der Nähe einer weiteren Kiewer

Versammlung am 2. Mai hatten sich gegen 2000 Personen ange -
sammelt , die den aus dem Saal während der „ Amtshandlung " der

Tschekisten ertönenden Ausrufen „ Nieder mit dem Terror ! " ,
„ Es lebe der zionistische Sozialismus ! " aufmerksam
zuhörte . In Minsk wurde im April von der Tscheka ( GPU . ) das
Parteimikglied Berta Lewin verhaftet . Der Untersuchung ? -
richter 2l n d r e j c w terrorisierte das sechzehnjährige Mädchen und

zwang sie durch Drohungen , die Genossen zu o e r r a t e n. Nach
dem erzwungenen Verrat wurde die Lewin befreit und erzählt ?
den verratenen Genossen von ihrer Tat . Unter dem unerträglichen
seelischen Druck sprang das Mädchen ins Wasser und
ertrank . Das Bezirkskomitee des zionistisch - sozialistischen Jugend -
verbände ? ließ an dem Tage ihrer Beerdigung ( 16. April ) einen
Aufnif anschlagen , worin der rote Terror gegeißelt und dieser Tod
den Henkern aus der GPU . zur Last gelegt wurde .

Berantwertlich für Politik : Victor Schill : Wirischast : Artlmr Satcrnu, :
Gewerkschaftsbcwcguvq : I . Stciner : Feuilleton : Dr. John Echilowski : Lolaies

und SonMacs : griz «arftädt : A»»eiacn Tb. Stocke : sämtlich in Berlin .
Lerlaa : Borwärts - Lcria « D. m. b. K. . Berlin . Druck: Borwärto - Buchdruckerel
und Berlaasanslalt Paul Cinser u. Co. . Berlin ED. K8. Lindenitrane 3.

Wir b &ben den Tod unseres hochverehrten
Chefs , Herrn

Dr . Benno laroslaw
zu beklagen .

Er war uns allen ein gütiger Arbeitgeber ,
wir werden ihm stets ein liebevolles An¬
denken bewahren .

Die Arbeiter und Arbeiterinnen der Firma

Jaroslaw ' s Erste GHmmerwarenfabrik
Werk Berlin u. Werk WefSensee .

Marken - Zigaretten
kaufen Sie am billigsten

Borliß , Kaiser - WUhelm - Str . 32
Versand nach auswärts fpanka

In 1/2 Stunde werden Sie von der so lästigen

Wanzen - Plage
nebst Brut befreit bei Gebrauch und richnzer Anwendung
meines als unfehlbar anerkannten Spezlal - MItteU . Preis
Fl 1. —, 2. 50 u. 4, — Nl. Gegen Schwaben . Russen , Fran¬
zosen und Flähe it.. Motten nebst Brut helfen nur meine
als vorzllglich anerkannten SpezIai - MItiei in Schacht 1 . —Nl.

SpezialMiiiel
gegen Nunde - ,
Zielen - u. Hühner¬
läuse . Ftl . - Nl .

Spezial - NUilel
nect . Blutlaus Blatt¬
läuse , Obsiniotten
usw. Fl. it . - m.

Spezial - Miitel
gegen Kalkdeine ,
Kamm{ rind der
Hühner Fl. I . - Nt .

Nur allein echt bei Arth . Methes , Berlin 3! 31, SwinemOnder Str . 41

\ Spe <ua £- ' 2>wiger

�■entfattet THüten - ufBcäderpradit so " t
uhäülich m Dn3verien . �poth £kenJBlumen •u�SamenhandL

Her ste der Geßr . Maier , Heidenheim a. Brz .

HOT
In vornehmer Ausstattung .

BERLIN W

Potsdamer Str . 122.

Aul Teilzahlung

�Knab' cn-
Gummi Mänlel Jäs
Geringe Wachen - oder Monatsraten

Bettwäsche , Gardinen , Teppiche .
Korbmöbel , Metallbetten

Antel , Qr . Frankfurter Sfr . 34
Straosberger Platz

Gegründet 1901

öufc Kapfilän - l
KaulahaK�ÄÄ ™- 1
Der

Adolf hoffmann

Episoden und

Zwischenrufe
au » der Varloment » . und

Ministerzeit .

Preis 1 Mark . Porto S Pfennig .

vorrätig
in allen Vorwärts -

Ausgabestellen .

In

_ _ _ _ __ _ _ _ _ _ _ _ _

_

I ucLS g? . ' . ! V I Samentaschen - Sabrik
V � Antorwblack . Koffert 800 (t/fit finffinn .

Koffert 8. 90. Ceupd - fioRec von S 00 an !
» rtenmoppea , Bindieder mit Griff S. 50

Auch Ginzelverkauf l

Lederwarenfabrik Metze !
Prinzenstc . S0 zwisch. Morttzpl . u. Ritlerftr .

TOÄ

$ 8eiall betten
Stablmatratz . , Kinderbetten dir. an Priv .
Kat . 30A frei . Eisenmöbelfabr . Suhl Thür .

2
Mark an,
TorzüglicH

Reparatur in 3 Stunden .
Stiftgöhne 9 Kranen von 3 Mark an
Zahnziehen mit Betäubung .
Schonendes Plombieren von 2 Mari an
Siinstige Zahlungsbedingung . Garantie .
Sprechzeit 9—7, Sonntags 9 —12 Uhr.

stß MilSIpr 17 MOentrafie 17
11 . llllllil - l » nahe Prinrenstr .

ß erlin er

Töpferhütte
- - a. m. b. H. -

angeschlossen dem Verband so -
zia ' er Baubetriebe

' Berlin SO . 26 , Wal demarstr . 1 4
Fernsprecher ; Amt Moritzplotz 9314

Ausfuhr uns . sämtlicher Töpfer¬
arbeiten . Neue Oefen und Re¬
paraturen in guter und preis¬
werter Ausführung . — Kosten¬
lose heiztechnische Beratung .
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